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Bebauungsplan „Krummes Gewand“ Rottenburg-Kiebingen 
 

 
 
Sehr geehrte , sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wir danken für die Zusendung der Stellungnahme der Stadtverwaltung zu den Anmerkungen des 

zum BPlan „Krummes Gewand“ in R.–Kiebingen; ihr Schreiben vom 

03.07.2025.  

 

Die vorgebrachten Erwiderungen durch das Stadtplanungsamt sind für uns nicht akzeptabel, weil 

pauschalisierend, unkonkret, oberflächlich und inhaltlich in Teilen falsch. Bitte beachten sie dazu 

die Ausführungen auf den nachfolgenden Seiten. 

 

Der  sieht weiterhin keine schlüssige Begründung für dieses Baugebiet und lehnt den oben 

genannten Bebauungsplan - weil nicht sachgerecht und rechtskonform - weiterhin ab! (siehe auch 

bereits zitiert: Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, 20.11.2023 sowie in ähnlichem Sinne 

das Bundesverwaltungsgericht, Urteil zum umfassenden Klimaschutz vom 24. März 2021) 

 

Mit freundlichen Grüßen 

  

 
Stadtverwaltung Rottenburg 
Stadtplanungsamt 
Marktplatz 18 
72108 Rottenburg am Neckar 
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 Rottenburg am Neckar  
Bebauungsplan „Krummes Gewand“ Rottenburg-Kiebingen   Seite 1 
Erwiderung zur Stellungnahme der Verwaltung; Schreiben vom 03.07.2025 
 

Seite 2, rechte Spalte, Abschnitt 3: 

Starkregenrisiko  
 

Das Einzugsgebiet des Rohrhaldenbaches beträgt hier ca. 1,3 km². Entsprechende Hoch-

wasserereignisse durch Starkregen sollten den verantwortlichen PlanerInnen aus dem benach-

barten Bühlertal bekannt sein. Bereits bei einem mittleren Starkregenereignis von 25 l/m² auf einer 

Teilfläche von nur 1 km² ist mit einem Abfluss mit 25.000 m³ pro Ereignis zu rechnen. In der 

Zurückweisung der Stadtverwaltung wird unspezifisch ein „Erdwall mit Mulde“ als Sicherungs-

maßnahme genannt. Es fehlt eine Angabe zur Kubatur dieser Mulde und der Bezug zu möglichen 

Starkregenereignissen.  

Gleiches gilt für die Behauptung, dass „der Abfluss nur Geringfügig durch das Baugebiet“ verändert 

würde. Bei einer Maßnahme von ca. 2,7 ha Größe und 32 Grundstücken ist mit einer erheblichen 

Versiegelung auf den privaten Flächen für Hofeinfahrten und Parkplätzen zu rechnen. Dies sollte 

mit Zahlen belegbar sein. Eine Vorgabe hinsichtlich wasserdurchlässiger Oberflächen wird nicht 

genannt.  

 

Seite 4, rechte Spalte, Abschnitt 2: 

Einspeisekapazität des Kanalnetzes 
 

Die Stadtverwaltung behauptet, dass „der Schmutzwasseranteil am Abwasser im Kanalsystem zu 
vernachlässigen“ sei. Dies wird nicht durch Daten belegt und bleibt damit eine Behauptung. 
32 Grundstücken mit ca. 4 Personen pro Haushalt und einem durchschnittlichen Wasserverbrauch 
von 128 l/Tag (www.destatis.de) fallen pro Tag 16.384 Liter zusätzlich an; dies ist ein Minimalwert.  
 
Seite 5, rechte Spalte, Abschnitt 1: 

Kaltluftentstehung  
 

Die zu diesem Punkt angegebene Anmerkung der Stadtverwaltung entbehrt jeglicher Logik. Sie 
argumentiert nach dem Motto: es kommt eh schon wenig Kaltluft durch die bestehende Bebau-
ung im Ort an, da macht eine zusätzliche Bebauung den Kohl auch nicht fett…. 
In Zeiten des fortschreitenden Klimawandels ist gerade das gegenteilige Vorgehen erforderlich!  
 
Seite 5, rechte Spalte, Abschnitt 2: 

Naturhaushalt 
 

Der Zustimmung zu unserem Einwand fehlen leider genaue Angaben zu Flurstücks-Nummern und 

daher sind die angegebenen Ausgleichsmaßnahmen nicht verortbar und in ihrem Umfang nicht 

bestimmt.  

Da es sich um einen dauerhaften Eingriff handelt, der daher auch dauerhaft ausgeglichen werden 

muss ergibt sich die Frage: Sind die genannten Flächen dauerhaft im Besitz der Stadt?  

http://www.destatis.de/
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Stuttgart, 29. August 2025

Bebauungsplan „Krummes Gewand“ in Rottenburg a. N. – Kiebingen
Stellungnahme im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

in oben genannter Angelegenheit vertreten wir  
72108 Rottenburg am Neckar. Ordnungsgemäße Bevollmächtigung wird anwaltlich versichert. 
Im Namen und im Auftrag unserer Mandanten nehmen wir im Rahmen der Öffentlichkeitsbetei-
ligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB Stellung zum Entwurf des Bebauungsplans „Krummes Ge-
wand“ gemäß Gemeinderatsbeschluss vom 1. Juli 2025 sowie zu den vom 14. Juli 2025 bis 
29.  August 2025 ausgelegten Unterlagen. 

Unsere Mandanten sind Eigentümer des im Plangebiet liegenden Grundstücks Fl.-Nr. so-
wie zusätzlich als unmittelbare Angrenzer (Eigentümer des Fl.-Nr. ) durch die geplanten 
Festsetzungen direkt betroffen. Unsere Mandanten hatten daher mit Schreiben vom 24. April 
2024 bereits im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
Stellung genommen, worauf wir ergänzend verweisen.
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Die Belange unserer Mandanten finden im aktuellen Planungsstand des Bebauungsplans aller-
dings weiterhin keine hinreichende Berücksichtigung. Dies betrifft insbesondere die Nutzungs-
möglichkeiten des Grundstücks Fl.-Nr. 1837, die Situation der Oberflächenentwässerung und 
des Starkregenrisikomanagements sowie die Verkehrsplanung. Im Einzelnen:

I. Flächenausweisung der Privatgrundstücke als Grünfläche ist abwägungsfehlerhaft

Unsere Mandanten hatten bereits in ihrer Stellungnahme vom 24. April 2024 darauf hin-
gewiesen, dass die vorgesehene Ausweisung gerade derjenigen drei Flurstücke, die sich 
im Eigentum Privater befinden, als unbebaubare Grünflächen eindeutig abwägungsfehler-
haft ist. In dem Entwurfs- und Abwägungsbeschluss vom 1. Juli 2025 hat der Gemeinde-
rat auf Vorschlag der Verwaltung hierzu Folgendes beschlossen:

„Grundlage ist der GR-Beschluss vom Oktober 2014, dass nur noch Baugebiete 
ausgewiesen werden, wenn die zu entwickelnden Flächen im Eigentum der Stadt 
sind. Auf Flurstücken im Privatbesitz hat die Stadt kein Baurecht, deshalb wurde die 
Fläche als Grünfläche ausgewiesen.“

Wir beantragen hiermit, uns diesen Gemeinderatsbeschluss vom Oktober 2014 zu über-
senden (bevorzugt in elektronischer Form). 

Die zitierte Erwägung ist keinesfalls eine sachliche Grundlage für die vorgesehene Aus-
weisung, was wir sogleich anhand der ständigen Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts darstellen werden. Der Gemeinderat verkennt, dass es hier um die Aufstel-
lung eines sog. Angebotsbebauungsplans geht. Dessen Ziel ist es keineswegs, gerade 
der Gemeinde ein Baurecht zu verschaffen. Gemeinden haben gemäß § 1 Abs. 3 Satz 1 
BauGB „die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Ent-
wicklung und Ordnung erforderlich ist“, also im objektiven städtebaulichen Interesse und 
nicht im Interesse der Gemeinde als Grundstückseigentümerin.

Die geplante Flächenausweisung als Grünfläche auf dem Grundstück Fl.-Nr. 1837 ist ab-
wägungsfehlerhaft, da die Nutzbarkeit des Grundstücks für unsere Mandanten unzumut-
bar eingeschränkt wird. Dies gilt umso mehr, da ausschließlich städtische Flurstücke als 
Bauflächen ausgewiesen werden, während Flurstücke im Eigentum unserer Mandanten 
(und weiterer Privater) als Grünflächen festgelegt werden. Einen sachlichen Grund für 
diese Differenzierung gibt es nicht. 

Die Stadt hat in der Vergangenheit erfolglos versucht, das Grundstück unserer Mandan-
ten zu nicht marktgerechten Konditionen zu erwerben. Dies darf nicht dazu führen, dass 
Privateigentümer durch die Ausweisung als Grünfläche benachteiligt und „sanktioniert“ 
werden. Die Stadt hatte unseren Mandanten nur einmalig ein Kaufangebot gemacht (im 
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September 2018, also vor rund sieben Jahren!). Weitere Kontaktaufnahmen seitens der 
Stadt gab es nicht, somit haben unsere Mandanten keinerlei alternative Vorschläge erhal-
ten, die ihre Belange angemessen berücksichtigen würden. 

Das Bundesverwaltungsgericht führt mit Beschluss vom 20. November 1995 (4 NB 23/94) 
zur vergleichbaren Situation aus (1. Leitsatz und Rn. 17 f.; Hervorhebungen durch uns): 

„Bei der Ausweisung eines Wohngebiets auf einer bisher landwirtschaftlich genutz-
ten Fläche im Außenbereich darf die Gemeinde einen inmitten des Wohngebiets lie-
genden kleineren Bereich (hier: ca. 3.500 qm) nicht allein deshalb unbeplant las-
sen, weil der Eigentümer nicht zum Verkauf an die Gemeinde bereit ist“.

„Erwägt eine Gemeinde, ein vorhandenes Wohngebiet durch einen neuen Bebau-
ungsplan zu erweitern und dabei eine kleinere landwirtschaftlich genutzte Fläche 
auszusparen, so muß sie die Interessen des Eigentümers dieser Fläche berücksich-
tigen. Abwägungsbeachtlich ist sowohl das Interesse an der ungestörten wei-
teren Nutzung der Fläche als auch das Interesse, in das Plangebiet mit einbe-
zogen zu werden, insbesondere wenn eine ungestörte landwirtschaftliche Nut-
zung künftig nicht mehr möglich sein wird. […]

Zwar ist das Interesse einer Gemeinde, die zur Realisierung ihrer Bebauungspläne 
erforderlichen Erschließungsanlagen möglichst problemlos, also auch ohne die 
Durchführung eines Umlegungs- oder Enteignungsverfahrens, errichten zu können, 
ein abwägungsrelevanter Belang, dem bei der Festlegung der Grenzen eines Plan-
gebiets ein besonderes Gewicht zukommen kann. Es ist deshalb grundsätzlich auch 
unbedenklich, wenn eine Gemeinde das Aufstellen neuer Bebauungspläne im Re-
gelfall davon abhängig macht, daß sie zuvor Eigentümerin zumindest der für die Er-
schließungsanlagen benötigten Flächen geworden ist. […]

Mit dem Abwägungsgebot unvereinbar ist es jedoch, wenn eine Gemeinde 
ausnahmslos nach diesem Erschließungskonzept verfährt und allein deshalb, 
weil ein Eigentümer nicht verkaufsbereit ist, sein Grundstück nicht beplant. Im 
Rahmen ihrer planerischen Entscheidung muß die Gemeinde auch die notwendig zu 
erwartenden Folgen ihrer Planung auf die Nachbarschaft berücksichtigen. Ihre Ent-
scheidung ist im Abwägungsergebnis fehlerhaft, wenn die Umschließung einer un-
beplanten kleineren landwirtschaftlichen Nutzfläche durch ein Wohngebiet zu erheb-
lichen Bewirtschaftungserschwernissen führt und dadurch nicht nur die privaten In-
teressen ihres Eigentümers unverhältnismäßig zurücksetzt, sondern auch dem öf-
fentlichen Interesse an einer geordneten städtebaulichen Entwicklung widerspricht. 
Läßt sich eine städtebaulich sinnvolle Planung nicht ohne ein fremdes Grundstück 
durchführen, so muß die Gemeinde das Grundstück in ihre Planung einbeziehen 



Rechtsanwälte Steuerberater Wirtschaftsprüfer Partnerschaft mbB

- 4 -

und anschließend - auch wenn dies nicht ihrer üblichen Praxis entspricht - von dem 
durch das Baugesetzbuch bereitgestellten Instrumentarium zur Realisierung 
der Planung Gebrauch machen; will sie dies nicht, so muß sie von der Pla-
nung insgesamt absehen“.

Vorliegend liegt der einzige Unterschied zum entschiedenen Fall darin, dass das Grund-
stück unserer Mandanten (Fl.-Nr. ) in das Plangebiet einbezogen wurde. Dadurch 
verschlechtern sich die Nutzungsmöglichkeiten im Vergleich zu der dem Urteil zugrunde 
liegenden Situation jedoch sogar: Eine landwirtschaftliche Nutzung bzw. Verpachtung ist 
künftig ausgeschlossen. Derzeit haben unsere Mandanten das Grundstück zur landwirt-
schaftlichen Nutzung verpachtet. Nach einer Ausweisung als Grünfläche können sie zum 
einen ihre vertraglichen Pflichten aus dem Pachtvertrag nicht mehr erfüllen, zum anderen 
wird ihnen sowohl eine Bebauung als auch Verpachtungsmöglichkeit entzogen.

Dieser Eingriff in die Eigentumsposition unserer Mandanten wiegt umso schwerer, als für 
eine Festsetzung von Grünflächen auch Grundstücke der öffentlichen Hand zur Verfü-
gung stehen. Nach der Rechtsprechung ist die Festsetzung einer Gemeinbedarfsfläche 
auf einem Privatgrundstück abwägungsfehlerhaft, wenn im Rahmen des planeri-
schen Konzepts gleich geeignete Grundstücke der öffentlichen Hand vorhanden 
sind (BVerwG, Urt. v. 6. Juni 2002 – 4 CN 6/01 –, juris; Battis in Battis/Krautzberger/Löhr, 
15. Aufl. 2022, BauGB § 1, Rn. 125). Dasselbe gilt für die Festsetzung von Grünflächen. 

Darüber hinaus verlangt das Gebot gerechter Abwägung, dass private Belange unterein-
ander möglichst gleichmäßig berücksichtigt werden. Kann dies nur im Wege einer Umle-
gung (§§ 45 ff. BauGB) verwirklicht werden, hat die Gemeinde ihre Bauleitplanung auf die 
Ergebnisse einer solchen Bodenordnung auszurichten (BGH, Urt. v. 11. November 1976 
– III ZR 114/75 –, juris; Battis a.a.O., § 1, Rn. 125; Söfker in Ernst/Zinkahn/Bielen-
berg/Krautzberger BauGB, 157. EL November 2024, § 1, Rn. 206). Nach diesem Grund-
satz darf das Eigentum der Stadt nicht privilegiert, sondern allenfalls gleichrangig 
mit dem Eigentum unserer Mandanten behandelt werden. 

Die Festsetzung für das Grundstück (Fl.-Nr. ) als Grünfläche ist danach eindeutig ab-
wägungsfehlerhaft. Ein Bebauungsplan mit diesem Inhalt wird keinen Bestand haben.

Auch wenn das Flurstück unserer Mandanten im Privateigentum verbleibt, wäre eine ge-
ordnete Herstellung bebaubar zugeschnittener Flächen durch ein Umlegungsverfahren 
oder durch eine zielgerichtete und interessensgerechte Absprache mit unseren Mandan-
ten möglich. Entsprechende Vorschläge gab es seitens der Stadt zu keiner Zeit. Umso 
mehr ist es inakzeptabel und nicht nachvollziehbar, wenn seitens der Stadt gegenüber 
unseren Mandanten über die Presse und in öffentlicher Gemeinderatssitzung rufschädi-
gende, ehrenrührige und sachlich völlig unbegründete Vorwürfe erhoben werden.
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II. Unzureichende Berücksichtigung der Entwässerungs- und Oberflächenproblematik

Die ordnungsgemäße Oberflächenentwässerung und der Schutz vor Hochwassergefah-
ren sind abwägungsrelevante Belange im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 und Nr. 12 BauGB 
und wurden nicht ausreichend berücksichtigt. Diese Belange haben zugleich unmittelbare 
Bedeutung für unsere Mandanten, da eine unzureichende Ableitung von Niederschlags-
wasser Rückwirkungen auf ihr Grundstück im Plangebiet und auf das sich in der 

 befindliche Wohnanwesen ( ) entfalten und zu erheblichen Beein-
trächtigungen führen kann.

Dem Umweltbericht (Seite 41) lässt sich entnehmen, dass es nach einer Bebauung zu ei-
nem höheren Oberflächenwasserabfluss und zu einer verminderten Grundwasserneubil-
dung kommen wird. Es wird außerdem explizit hervorgehoben, dass die geplante Bebau-
ung des Plangebiets anfällig gegenüber den Folgen von Starkregenereignissen sein wird. 
Um die Überflutungsgefahren zu mindern, ist im Süden des Baugebiets ein Erdwall zum 
Schutz der Bebauung vorgesehen. Dieser Schutzwall kann die zugedachte Schutzwir-
kung jedoch nicht entfalten, da er durch die geplanten Grünflächen unterbrochen wird. Er 
wird sich im Ergebnis sogar negativ auswirken, da der Abfluss das Oberflächenwassers 
zentriert wird. Nähere Ausführungen zum Schutzwall wie auch zur Entwässerungsmulde 
(Dimensionen, Unterhalt u. a.) sind dem Bebauungsplan nicht zu entnehmen, sodass es 
insoweit an einem tragfähigen Konzept fehlt.

Unter Ziff. 7.6, Seite 14 der Begründung des Bebauungsplans, heißt es, dass das anfal-
lende Niederschlagswasser der Straßenflächen in neu zu erstellende Baumquartiere ein-
geleitet werden soll, die lediglich begrenzt der Wasserrückhaltung sowie eingeschränkt 
der Versickerung und Verdunstung dienen. Diese Baumquartiere sollen über Überläufe 
an den bestehenden Mischwasserkanal angeschlossen werden. Eine nachhaltige Versi-
ckerung des Wassers ist damit weder vorgesehen noch technisch möglich. 

Unsere Mandanten erachten diese Maßnahme für ökologisch nachvollziehbar. Gleichzei-
tig wird dadurch jedoch die Brisanz der gegebenen Situation, nämlich die Verschlechte-
rung der Entwässerung über das bestehende Mischwassersystem mit der zusätzlichen 
geplanten Bebauung entlang der Bussardstraße, bestätigt.

Denn der Mischwasserkanal verfügt schon jetzt nicht über ausreichende Entwässerungs-
kapazitäten. Diese Problematik besteht nicht nur bezüglich der Entwässerung der Bus-
sardstraße. Rückwirkungen und Rückstaugefahr bestehen bereits heute wegen der zu 
geringen Dimensionierung des Entwässerungssystems in der Rohrhaldenstraße, der Kie-
binger Hauptstraße und der Neckarstraße bis zum Klärwerk Kiebingen. Die Wahrschein-
lichkeit eines Entwässerungsstaus in der Bussardstraße wird mit der geplanten Bebauung 
unzweifelhaft erhöht.
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Durch den geplanten Rückbau des Gehweges und damit der Höherlegung der Straßenflä-
che besteht für alle Wohngebäude in der nördlichen Bebauung der Bussardstraße eine 
Erhöhung der Gefahr durch das zufließende Oberflächenwasser und durch Rückstau im 
Entwässerungssystem.

Die geplante geänderte Einleitung des Rohrhaldenbachs in das Mischwassersystem re-
duziert die einfließende Wassermenge nicht. Mit dem geplanten Erdwall und der Wasser-
mulde wird das Oberflächenwasser schneller und intensiver dem vorhandenen Entwässe-
rungssystem in der Rohrhaldenstraße zugeführt. Was als Schutz gedacht ist, wird den 
Druck auf das Entwässerungssystem Richtung Ortskern intensivieren. Aktuell sammelt 
sich das Oberflächenwasser im südwestlichen Bereich der Bussardstraße und fliest ober-
irdisch ab, stehendes Wasser verdunstet oder versickert langsam. Diese Flächen für ste-
hendes Wasser entfallen durch die Bebauung, so dass in Summe eine Verschlechterung 
der Entwässerungs- und Starkregenproblematik festzuhalten ist, auf die im Bebauungs-
plan nicht mit ausreichenden Maßnahmen reagiert wird.

Die Problematik unzureichender Entwässerungskapazitäten ist außerdem seit langem be-
kannt. In einer amtlichen Bekanntmachung der Stadt Rottenburg am Neckar vom 23. Ok-
tober 1996 zu dem Planfeststellungsverfahren des Landratsamtes Tübingen über die Um-
gestaltung des Rohrhaldengrabens (beigefügt als Anlage 1) wurde bereits ausdrücklich 
darauf hingewiesen, dass das öffentliche Kanalnetz aufgrund erhöhter Einspeisungen in 
das Kanalsystem von Kiebingen wegen Siedlungserweiterungen und Starkregenereignis-
sen immer wieder zu Überschwemmungen in der Ortslage führten. 

In den vergangenen 30 Jahren sind erhebliche Flächenversiegelungen hinzugekommen, 
ohne dass wesentliche Verbesserungen der Abwassersituation erfolgt wären. Die Ein-
speisekapazitäten des Kanalnetzes reichen folglich nicht für die zukünftige Nachverdich-
tung, die Bebauung der bereits existierenden Bauplätze und erst recht nicht für weitere 
Siedlungserweiterungen aus. Insbesondere ist keine Erhöhung der Dimensionierung der 
Entwässerungseinrichtungen zur Kläranlage erkennbar. Hinzu kommt, dass die schon da-
mals erwähnten Starkregenereignisse aktuell bekanntlich deutlich zunehmen. Die heutige 
Situation ist bereits als kritisch einzustufen. Angesichts dessen ist eine weitere Erhöhung 
des Mischwasservolumens durch das geplante Baugebiet, verbunden mit zusätzlicher 
Oberflächenversiegelung und dem Verlust landwirtschaftlicher Flächen, nicht vertretbar.

Insgesamt führt der bisherige Planungsstand schon nicht zu einer Lösung der bestehen-
den Problematik und verhindert erst recht nicht die zu erwartende Verschärfung durch 
das Neubaugebiet. Dass es insofern an einem sachgerechten Lösungskonzept fehlt, er-
gibt sich im Übrigen auch daraus, dass in der Übersicht über die Entwicklung des Investi-
tionsprogramms im Rahmen des Finanzberichts des Eigenbetriebs „Stadtentwässerung 
Rottenburg am Neckar“ (Stand 1. Oktober 2024 zum 30. September 2024, als Anlage 2 
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beigefügt) noch keine Investitionen für die Fremdwasserableitung vorgesehen sind. Die 
fehlerhafte Gewichtung dieser offenkundigen Risiken stellt einen Abwägungsfehler im 
Sinne des § 1 Abs. 7 BauGB dar. 

III. Starkregenrisikomanagement

Das Starkregenmanagement stellt gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB einen abwägungsrele-
vanten Belang dar, da Risiken für die Bevölkerung, Sachwerte und die Umwelt unmittel-
bar betroffen sind. Die Erfahrungen in Kiebingen machen deutlich, dass Starkregenereig-
nisse nicht nur planerisch-abstrakt zu berücksichtigen sind, sondern unmittelbare Folgen 
für die Betroffenen haben. Aufgrund des unzureichenden gesamtstädtischen Konzepts 
kann es in allen Ortsteilen, einschließlich der Flurstücke unserer Mandanten, zu Schäden 
an privatem Eigentum sowie zu Beeinträchtigungen der Wohn- und Lebensqualität kom-
men. Unsere Mandanten sind hiervon unmittelbar betroffen.

Nach einem Gutachten des Ingenieurbüros Heberle zum Kommunalen Starkregenrisiko-
management Rottenburg-Kiebingen aus dem Januar 2021 (im Auszug beigefügt als An-
lage 3) ist im „Unterdorf“ bei seltenen, außergewöhnlichen oder extremen Abflussereig-
nissen mit Überschwemmungen von 1,30 m bis zu 3,00 m Höhe zu rechnen (Seite 51 f.). 
Hierzu tragen auch die Wasserabflüsse der Bussard- und Sonnenbergstraße bei. Von 
den hierfür maßgeblichen Abflussmengen sind dem Rohrhaldenbach nach Kenntnis un-
serer Mandanten lediglich ca. 15 cm zuzurechnen. Die Ursachen liegen damit überwie-
gend außerhalb des Zuflusses des Rohrhaldenbaches. Das Gutachten bewertet die Si-
tuation zum Zeitpunkt 2019/2020 und weist explizit auf die Rückwirkungen des Neubaus 
der Bundesstraße 28a hin.

Mit dem Bau der Bundesstraße 28a in den Jahren 2021/2022 hat sich die Risikosituation 
weiter verschärft: Von den bisher drei wesentlichen oberirdischen Abflüssen wurden zwei 
Abflüsse (in der Daimler- und Neckarstraße) geschlossen und der verbleibende bautech-
nisch verändert. Dadurch ist der Abfluss wesentlich erschwert worden. Das Unterdorf ist 
faktisch zu einer „Badewanne“ umgestaltet worden, die nur noch über einen einzigen 
oberirdischen Abfluss im Osten entwässert. Dieser liegt zudem in einem ungünstigen 
Winkel zum Wasserzufluss und weist mit einer Durchflusshöhe von lediglich ca. 1,4 m ein 
erhebliches Risiko der Verstopfung bei Starkregen und Schwemmgut auf.

Das im Auftrag der Stadt Rottenburg vom Ingenieurbüro Heberle erstellte Gutachten 
(a.a.O.) wurde unseres Wissens in wesentlichen Auszügen der Öffentlichkeit vorgestellt. 
Die Stadt hat die Erkenntnisse aus diesem Gutachten bislang jedoch nur ansatzweise 
und marginal umgesetzt – von den sechs empfohlenen baulichen Maßnahmen (Seite 99 
des Gutachtens, Tabelle 20) wurde lediglich Punkt fünf und dieser nur in Teilen aufgegrif-
fen und umgesetzt. 
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Daher ist eine Auseinandersetzung mit diesem Gutachten und die Berücksichtigung der 
Erkenntnisse im vorliegenden Bebauungsplanverfahren erforderlich. Bislang fehlt es 
daran. Die Stadt hat das Starkregenrisiko zwar in die Abwägung eingestellt, jedoch fehler-
haft bewertet. 

Angesichts der klar erkennbaren Gefährdungslage, der bereits dokumentierten Über-
schwemmungen und der durch den Straßenneubau verschärften Situation hätte das Ri-
siko ein deutlich höheres Gewicht erhalten müssen. Dass stattdessen von einer be-
herrschbaren Problemlage ausgegangen wurde, ist fachlich nicht überzeugend und nach-
vollziehbar und stellt folglich einen Abwägungsfehler dar.

IV. Fehlende Erforderlichkeit der Planung

Angesichts der Darstellungen in der Begründung des Bebauungsplans (Seite 4, Ziff. 1) 
fehlt es an der Erforderlichkeit der Planung gemäß § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB. In Kiebin-
gen bestehen derzeit 29 Baulücken, davon 24 in ausgewiesenen Baugebieten. Der Be-
bauungsplan sieht jedoch lediglich die Schaffung von 32 Baugrundstücken vor, was eine 
vergleichbare Anzahl darstellt.

Es ist nicht ersichtlich, dass die Stadt zur Schonung des Außenbereichs und zur Beach-
tung von Umweltbelangen (§ 1a Abs. 2 BauGB) vorrangig versucht hätte, vorhandene 
Baulücken zu schließen, etwa durch sanierungsrechtliche Maßnahmen oder durch Ge-
spräche mit den jeweiligen Eigentümern. Die pauschale Aussage der Stadt, sie habe „oft 
keinen direkten Zugriff“, reicht nicht aus, um die planungsbedingten Eingriffe in unberühr-
ten Außenbereich zu rechtfertigen.

Unsere Mandanten sind als Eigentümer des betroffenen Grundstücks unmittelbar betrof-
fen, da die Festsetzung als Grünfläche ihr Verfügungsrecht einschränkt und die Nut-
zungsmöglichkeiten erheblich begrenzt. Die Planung greift somit unmittelbar in ihre Ei-
gentumsrechte ein.

V. Beeinträchtigung durch Verkehrsplanung und Erschließungsbeiträge

Die geplante Verbreiterung der Bussardstraße beeinträchtigt die berechtigten Interessen 
der Anlieger, darunter auch die unserer Mandanten als Eigentümer des betroffenen 
Grundstücks ( ). Geplant ist der Entfall des derzeit direkt an 
das Grundstück Flurstücks Nr. 1843 angrenzenden Gehwegs, was erhebliche praktische 
Nachteile und Gefahren durch den Straßenverkehr nach sich ziehen würde.



Rechtsanwälte Steuerberater Wirtschaftsprüfer Partnerschaft mbB

- 9 -

Darüber hinaus ist aufgrund der Realisierung des neuen Baugebiets mit einer deutlichen 
Zunahme des Verkehrsaufkommens zu rechnen. Die Begründung des Bebauungsplans 
(Ziff. 7.2, Seiten 11–12) geht selbst davon aus, dass das bestehende Straßennetz zusätz-
lichen Verkehr aufnehmen muss. Vor diesem Hintergrund ist die geplante Aufhebung vor-
handener Gehwege, nur weil angeblich kein Durchgangsverkehr besteht, nicht nachvoll-
ziehbar. Der Durchfahrtsverkehr zum neuen Baugebiet wird zwangsläufig die Bussards-
traße betreffen. Hinzu kommt, dass der im Südwesten gelegene Spielplatz ebenfalls von 
den neuen Bewohnern frequentiert wird, was das Verkehrsaufkommen weiter steigert.

Schließlich ist zu befürchten, dass unsere Mandanten trotz der eindeutig eintretenden tat-
sächlichen Nachteile von möglichen Beitragserhebungen betroffen sein könnten. Auch 
wirtschaftliche Belange der Anlieger sind im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen. 
Die geplante Verkehrsmaßnahme greift somit in die Eigentums- und Nutzungssphäre un-
serer Mandanten ein und ist im Abwägungsprozess unzureichend berücksichtigt worden.

VI. Maß der baulichen Nutzung 

Die im Entwurf des Bebauungsplans vorgesehene Bebauung bildet den Abschluss im 
Randbereich des Ortes. Der Entwurf des Bebauungsplans sieht für das Plangebiet in ein-
zelnen Bereichen (insb. WA 2) eine gegenüber dem angrenzenden Bestandsgebiet (Be-
bauungsplan Mittlere Kreuzlesäcker) deutlich höhere bauliche Ausnutzung vor (GFZ teils 
von 0,6 statt 0,4 im Bestandsgebiet, was einer Steigerung um 50 % entspricht; teils auch 
größere Anzahl zulässiger Geschosse). Insofern ist es nicht zutreffend, wenn in der Be-
gründung des Bebauungsplanes unter Ziff. 8.2, Seite 17, ausgeführt wird, dass eine Ori-
entierung an der bestehenden Bebauung im Umfeld stattgefunden hat. Bei der Aufstel-
lung von Bebauungsplänen sind die bestehenden städtebaulichen Strukturen und das 
Gebot der Rücksichtnahme im Hinblick auf die angrenzende Bebauung zu berücksichti-
gen. 

Die vorgesehene Erhöhung des Maßes der baulichen Nutzung führt zu einer städtebauli-
chen Verdichtung, die sich nicht in das vorhandene Orts- und Landschaftsbild einfügt und 
dadurch die Nachbarschaft unzumutbar beeinträchtigt. Insbesondere fehlt eine nachvoll-
ziehbare Begründung, weshalb im Plangebiet eine dichtere Bebauung zugelassen wer-
den soll, während im unmittelbar angrenzenden Bereich erheblich geringere Nutzungs-
maße gelten. Dies widerspricht dem Gebot der städtebaulichen Harmonie und verletzt 
das Rücksichtnahmegebot sowie die Gleichbehandlungsgrundsatz.
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VII. Gestaltung Natur und Landschaft 

Für die landschaftsgerechte Einbindung der Neubebauung wird am südlichen Siedlungs-
rand eine Ortsrandeingrünung festgesetzt. Gemäß der Präsentation im Gemeinderat am 
1. Juli 2025 war nach unserer Kenntnis die Errichtung und Erhaltung/Pflege eines Erd-
walls und einer Entwässerungsmulde vorgesehen. Daran fehlt es im aktuellen Entwurf. 

VIII. Sicherung von Versorgungsflächen 

Laut Ziff. 8.6, Seite 15, sei im Gebiet eine Versorgungsfläche für Elektrizität, kalte 
Nahwärme und Breitbandausbau gesichert. Dies ist nach unserer Kenntnis allerdings 
noch nicht der Fall. Falls entsprechende Grundstücksverhandlungen noch andauern, ent-
spricht die Aussage nicht den tatsächlichen Umständen und führt derzeit zu einer Irrefüh-
rung der Öffentlichkeit bzw. die Umsetzbarkeit ist offen. Im Bebauungsplan werden dar-
über hinaus keine Ausführungen zum ggf. erforderlichen Grundstückserwerb bezüglich 
des geplanten Regenwasserkanals im nordöstlichen Bereich entlang der Landesstraße 
getätigt. Auch hier sind nach Kenntnis unserer Mandanten die Grundstückverhandlungen 
noch nicht abgeschlossen. 

Die dargestellten Umstände verdeutlichen, dass die geplanten Festsetzungen in mehrfacher 
Hinsicht abwägungsfehlerhaft sind. Insbesondere die Ausweisung der im Eigentum Privater 
stehenden Flurstücke als Grünflächen wird in einem Normenkontrollverfahren keinen Bestand 
haben, was die Unwirksamkeit des gesamten Bebauungsplans nach sich ziehen wird.

Wir empfehlen daher dringend, die Planung in der vorliegenden Form nicht weiterzuverfolgen. 
In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass unsere Mandanten durchaus ge-
sprächsbereit sind, um eine einvernehmliche Lösung unter Wahrung ihrer Interessen zu finden. 
Dies erfordert aber einerseits einen sachlichen Umgangston seitens der Stadt und zum ande-
ren die Bereitschaft zu einem sachgerechten Vorschlag.

Freundliche Grüße

Anlage
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Anlage 4

Eigenbetrieb "Stadtentwässerung Rottenburg am Neckar" 
Finanzbericht - Stand: 01.10.2024 zum 30.09.2024

Übersicht über die Entwicklung des Investitionsprogramms

Lfd.
Nr.

Bezeichnung
Sach­
konto

Plan 
EUR

Ist 
EUR

Planvergl.
+ /-

Abw. 
%

Übertrag 1.160.000 619.312,41 540.688

26 3.112017.004
Fremdwasserableitung 
"Rohrhaldengraben", Kiebingen

78723

27 3.112022.001
Kanalbau OD, Kiebingen 78723 525.000 49.094,78 475.905 9,35%

28 3.11xxxx.xx
Kanalbau BG "Krummes Gewand", 
Kiebingen

78723

29 3.122022.001
Kanalbau "Gerberstraße", Obernau 78723

30 3.132020.001
Kanalbau BG "Engwiesen II", Oberndorf 78723 50.000 44.929,93 5.070 89,86%

31 3.132023001
Kanalbau "Ammerbuchstraße", Oberndorf

32 3.14xxxx.xxx 
Aufdimensionierung Kanal "Turmstraße", 
Schwalldorf

78723

33 3.142023.001
Aufdimensionierung RÜB, Schwalldorf 78723 200.000 74.000,00 126.000 37,00%

34 3.142020.002
Kanalbau BG "Beim Sportplatz", Schwalld. 78723

35 3.152018.001
Kanalbau "Gässle", Seebronn 78723

36 3.15xxxx.xxx
Kanalbau BG "Gäßlesäcker", Seebronn 78723

37 3.152017.001
Kanalbau "Im Wiesengrund", Seebronn 78723 200.000 142.146,16 57.854 71,07%

38 3.152024.XXX
Ausbau "Plettenbergstraße", Seebronn 78723 50.000 21.000,00 29.000 42,00%

39 3.16xxxx.xxx
Verlängerung Verdolung Ablaufgraben 
RÜB, Weiler

78723

Übertrag 2.185.000 950.483,28 1.234.517

kaspar
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Stadt Rottenburg am Neckar 
Stadtplanungsamt 
Marktplatz 18 72108 Rottenburg am Neckar

72109 Rottenburg am Neckar

per e-ma il : stedtpla-nU.ng@ not§e nhUfggle Rottenburg, 27 .A8.2025

Be ba u ungspla n,, Kru m mes Gewand" in Rotten burg-Kiebi ngen

Stellungnahme im Rahmen der öffentlichkeitsbeteiligung gem. §3 Abs.2 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit nehme ich im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. §3 Abs.2 BauGB Stellung zum
Entwurf des Bebauungsplan ,,Krummes Gewand" in Rottenburg-Kiebingen, Gemeinderatsbeschluss
v om 1.7 .2O25, a usge legte U nte rla ge n vom L4.7 -29.8.2025.

lch bin als Angrenzer ( ) durch die geplanten Festsetzungen direkt betroffen.

Angesichts der leerstehenden Häuser in Kiebingen und vorhandenen bebaubaren Flächen im
lnnenbereich halte ich die Ausweisung eines Baugebietes für 32 Bauplätze für nicht notwendig.

lmmer neue Siedlungsgebiete auszuweisen und damit den Flächenverbrauch weiter zu erhöhen,
sollte im Sinne einer nachhaltigen Nutzung unserer natürlichen Ressourcen überholt sein.

lch frage mich auch, wie es weitergeht, wenn das geplante Baugebiet (mit Bauzwang) relativ rasch

vollständig bebaut ist.

Wird dann in ein paar Jahren das nächste Baugebiet geplant, werden die nächsten Flächen versiegelt?

Meines Erachtens fehlen in dem Bebauungsplan ,,Krummes Gewand" Ausführungen, wie die
lnfrastruktur (Kindergarten, Grundschule) auf die steigende Einwohnerzahl im Ortsteil Kiebingen

angepasst wird.

Die weitere Flächenversiegelung durch das geplante Baugebiet erhöht die schon vorhandene
Entwässerungs- und Hochwasserproblematik durch das ganze Dorf.

lnwieweit ist das von der Stadt Rottenburg in Auftrag gegebene Gutachten von 2021 zum
Starkregenrisikomanagement in Kiebingen bei dem geplanten Baugebiet,,Krummes Gewand"
berücksichtigt worden?

Bei der bekannten Entwässerung-Problematik kann man meines Erachtens nicht weitere Baugebiete

ausweisen, ohne vorher konkrete Maßnahmen zur Beherrschung der Starkregenproblematik zu

ergreifen.



Den geplanten Rückbau des Gehweges in der Bussardstraße kann ich nicht nachvollziehen. Dieser ist
angesichts der Verkehrssituation, Kraftfahrzeuge, Landwirtschaft, Radfahret Fußgänger (vor allem
Kinder auf dem Weg zum Spielplatz und Personen im Rollstuhl/mit Rollator) unabdingbar.

Meines Wissens, gibt es den Beschluss der Gremien/Verwaltung der Stadt Rottenburg neue

Baugebiete nur auszuweisen, wenn alle Grundstücke im städtischen Besitz sind. Dies ist im geplanten

Baugebiet,,Krummes Gewand" nicht der Fall.

Die Flächen südlich der Bussardstraße waren im Flächennutzungsplan nicht für eine Wohnbebauung
vorgesehen und waren entsprechend eingestuft.

Welche nachhaltige Relevanz haben die in den Gremien/Verwaltung der Stadt Rottenburg
getroffenen Beschlüsse, wenn sie so einfach übergangen ileiden?
Das ist kein Aushängeschild um das Politik-/Demokratievqfständnis in der Bevölkerung zu erhöhen.
Das erweckt eher den Eindruck,,die da oben machen was sie wollen".

lch bitte Sie den Eingang meiner Stellungnahme zu bestätigen.
Danke

Mit freundlichem Gruß




